
 

Zweite Satzung zur Änderung der Studien- und Prüfungsordnung der Universität 
Stuttgart für den Diplomstudiengang Technische Biologie 
 
Vom 24. April 2007 
 
Aufgrund von § 34 Abs. 1 Satz 3 des Landeshochschulgesetzes vom 01.01.2005 (GBl. 2005, 
S. 1) hat der  Senat der Universität Stuttgart am 24. Januar 2007 die nachstehende Zweite 
Satzung zur Änderung der Studien- und Prüfungsordnung der Universität Stuttgart für den 
Diplomstudiengang Technische Biologie vom 20.12.1990 (W.u.K. 1991, S. 105), zuletzt 
geändert durch Satzung vom 25.07.2000 (W.,F.u.K. 2000, S. 1035) beschlossen. 
 
Der Rektor der Universität Stuttgart hat dieser Änderungssatzung gemäß § 34 Abs. 1 Satz 3 
des Landeshochschulgesetzes am 24. April 2007, Az. 7831.171-B-02 zugestimmt. 
 
 
Artikel 1 
 
1. In § 3a werden zwischen den bisherigen Sätzen 4 und 5 folgende Sätze eingefügt: 
 

Die Orientierungsprüfung wird nur mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet. Für 
das Bestehen müssen mindestens 50% der insgesamt möglichen Punkte erreicht 
werden. 
 

2. § 4 wird um folgende Absätze (6)-(9) ergänzt: 
 

„(6) Werdende Mütter dürfen in den letzten sechs Wochen vor der Entbindung keine 
Prüfungen ablegen, es sei denn, dass sie sich zur Ablegung der Prüfung ausdrücklich 
bereit erklären. Die Erklärung ist schriftlich gegenüber dem bzw. der 
Prüfungsausschussvorsitzenden abzugeben und kann jederzeit widerrufen werden. 
Wöchnerinnen dürfen bis zum Ablauf von acht Wochen nach der Entbindung keine 
Prüfungen ablegen. Für Mütter nach Früh- und Mehrlingsgeburten verlängert sich diese 
Frist auf zwölf Wochen, bei Frühgeburten zusätzlich um den Zeitraum, der nach Satz 1 
nicht in Anspruch genommen werden konnte. Beim Tode des Kindes kann die Mutter auf 
ihr ausdrückliches Verlangen schon vor Ablauf dieser Fristen wieder Prüfungen ablegen, 
wenn nach ärztlichem Zeugnis nichts dagegen spricht. Sie kann die Erklärung jederzeit 
gegenüber der bzw. dem Prüfungsausschussvorsitzenden widerrufen. 
 
(7) Studierende, die mit einem Kind unter drei Jahren, für das ihnen die Personensorge 
zusteht, im selben Haushalt leben und es überwiegend allein versorgen, sind berechtigt, 
einzelne Studien- und Prüfungsleistungen sowie Prüfungen nach Ablauf der hierfür 
vorgesehenen Fristen abzulegen. Über die Fristverlängerung entscheidet die dem 
Prüfungsausschuss vorsitzende Person auf Antrag des Prüflings. Fristen für 
Wiederholungsprüfungen und für die Orientierungsprüfung können nur um bis zu zwei 
Semester verlängert werden. Die Berechtigung erlischt mit Ablauf des Semesters, in dem 
die in Satz 1 genannten Voraussetzungen entfallen. Die Frist für das Erlöschen des 
Prüfungsanspruchs für die Vor- bzw. Zwischenprüfung beginnt mit dem Erlöschen der 
Berechtigung. Im Übrigen erlischt die Berechtigung spätestens mit dem Ablauf des 
Semesters, in dem das Kind sein drittes Lebensjahr vollendet hat. Studierende haben die 
entsprechenden Nachweise zu führen. Sie sind verpflichtet, Änderungen in den 
Voraussetzungen unverzüglich mitzuteilen. 
 
(8) Wer, ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder wegen 
länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die 
Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studienleistungen zu 
erbringen, ist berechtigt, einzelne Studien- und Prüfungsleistungen oder 
Hochschulprüfungen nach Ablauf der in der Prüfungsordnung vorgesehenen Fristen 



 

abzulegen. Über die Fristverlängerung entscheidet die dem Prüfungsausschuss 
vorsitzende Person auf Antrag des Prüflings. Fristen für Wiederholungsprüfungen und für 
die Orientierungsprüfung können nur um bis zu zwei Semester verlängert werden; im 
Übrigen beträgt die Verlängerungsfrist höchstens zwei Jahre. Der Prüfling hat die 
entsprechenden Nachweise zu führen, insbesondere ärztliche Atteste vorzulegen; in 
Zweifelsfällen kann die Vorlage eines Attestes eines von der Universität benannten 
Arztes verlangt werden. Änderungen in den Voraussetzungen sind unverzüglich 
mitzuteilen. 
 
(9) Eine Tätigkeit als gewähltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder 
satzungsmäßigen Organen der Hochschule oder des Studentenwerks während 
mindestens eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung der 
Prüfungsfristen unberücksichtigt bleiben; die Entscheidung hierüber trifft auf Antrag des 
Prüflings die Rektorin bzw. der Rektor.“ 

 
3. § 5 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Zur Abnahme von Hochschulprüfungen, die nicht studienbegleitend in Verbindung 
mit einzelnen Lehrveranstaltungen durchgeführt werden, sind in der Regel als Prüfende 
nur Hochschullehrer und Hochschul- oder Privatdozenten, sowie diejenigen 
wissenschaftlichen Mitarbeiter und Lehrkräfte für besondere Aufgaben, denen die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde, befugt. Oberassistenten, Oberingenieure, 
wissenschaftliche Assistenten, wissenschaftliche Mitarbeiter, Lehrbeauftragte und 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben können nur dann ausnahmsweise zu Prüfern bestellt 
werden, wenn Professoren und Hochschuldozenten nicht in genügendem Ausmaß als 
Prüfer zur Verfügung stehen. Die prüfende Person soll in der Regel promoviert sein und 
in dem der jeweiligen Prüfung vorausgehenden Studienjahr eine einschlägige 
Lehrtätigkeit im Diplomstudiengang Technische Biologie ausgeübt haben.“ 
 

4. § 5 Abs. 7 Satz 3 wird wie folgt geändert: 
 

Das Wort „Rektor“ wird durch „Prorektor Lehre und Weiterbildung“ ersetzt.  
 

5. § 25 Abs. 4 Satz 3 wird wie folgt geändert: 
 

Der Verweis auf „§ 96 Abs. 1 UG“ wird durch einen Verweis auf „§ 34 Abs. 4 LHG“ 
ersetzt. 
 

Artikel 2 
 
(1) Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in den amtlichen 

Bekanntmachungen der Universität Stuttgart in Kraft. 
 
 
 
Stuttgart, den  24. April 2007 
 
 
 
Prof. Dr.-Ing. Wolfram Ressel 
(Rektor) 


